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W Sammlung der Rechtsprechung

URTEIL DES GERICHTSHOFS (Neunte Kammer)

16. Mai 2024*

»Vorlage zur Vorabentscheidung — Luftverkehr — Verordnung (EG) Nr. 261/2004 —
Ausgleichsleistungen fiir Fluggéste bei grofier Verspatung von Fliigen — Art. 5 Abs. 3 —
Befreiung von der Ausgleichspflicht — Auflergewohnliche Umstdnde — Personalmangel bei dem
Flughafenbetreiber, der Gepackverladedienste erbringt*

In der Rechtssache C-405/23

betreffend ein Vorabentscheidungsersuchen nach Art. 267 AEUYV, eingereicht vom Landgericht
Koln (Deutschland) mit Beschluss vom 22. Juni 2023, beim Gerichtshof eingegangen am
3. Juli 2023, in dem Verfahren

Touristic Aviation Services Ltd

gegen

Flightright GmbH

erldsst

DER GERICHTSHOF (Neunte Kammer)

unter Mitwirkung der Kammerprésidentin O. Spineanu-Matei, des Richters S. Rodin
(Berichterstatter) und der Richterin L. S. Rossi,

Generalanwalt: A. Rantos,

Kanzler: A. Calot Escobar,

aufgrund des schriftlichen Verfahrens,

unter Beriicksichtigung der Erklarungen

— der Touristic Aviation Services Ltd, vertreten durch Rechtsanwiltin S. Hendrix,
— der Flightright GmbH, vertreten durch Rechtsanwilte M. Michel und R. Weist,

— der niederldndischen Regierung, vertreten durch M. K. Bulterman und ]. M. Hoogveld als
Bevollmaichtigte,

* Verfahrenssprache: Deutsch.
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— der Europdischen Kommission, vertreten durch G. von Rintelen und N. Yerrell als
Bevollmaéchtigte,

aufgrund des nach Anhorung des Generalanwalts ergangenen Beschlusses, ohne Schlussantréige
uiber die Rechtssache zu entscheiden,

folgendes

Urteil

Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung von Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EG)
Nr. 261/2004 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 11. Februar 2004 iiber eine
gemeinsame Regelung fiir Ausgleichs- und Unterstiitzungsleistungen fiir Fluggaste im Fall der
Nichtbeforderung und bei Annullierung oder grofier Verspatung von Fligen und zur Aufthebung
der Verordnung (EWG) Nr. 295/91 (ABI. 2004, L 46, S. 1).

Es ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits zwischen der Touristic Aviation Services Ltd (im
Folgenden: TAS) und der Flightright GmbH iiber eine Ausgleichszahlung, die Flightright aus
abgetretenem Recht der Fluggiste von TAS als ausfithrendem Luftfahrtunternehmen wegen der
grofden Verspitung eines Fluges fordert.

Unionsrecht
Art. 5 der Verordnung Nr. 261/2004 sieht vor:

»(1) Bei Annullierung eines Fluges werden den betroffenen Fluggasten

c) vom ausfilhrenden Luftfahrtunternehmen ein Anspruch auf Ausgleichsleistungen gemaf3

Artikel 7 eingerdumt, es sei denn,

i) sie werden iiber die Annullierung mindestens zwei Wochen vor der planméfligen
Abflugzeit unterrichtet, oder

ii) sie werden iiber die Annullierung in einem Zeitraum zwischen zwei Wochen und sieben
Tagen vor der planmaifligen Abflugzeit unterrichtet und erhalten ein Angebot zur
anderweitigen Beforderung, das es ihnen ermdglicht, nicht mehr als zwei Stunden vor der
planmafligen Abflugzeit abzufliegen und ihr Endziel hochstens vier Stunden nach der
planmafiigen Ankunftszeit zu erreichen, oder

iii) sie werden tiber die Annullierung weniger als sieben Tage vor der planméfSigen Abflugzeit
unterrichtet und erhalten ein Angebot zur anderweitigen Befoérderung, das es ihnen
ermoglicht, nicht mehr als eine Stunde vor der planméfliigen Abflugzeit abzufliegen und
ihr Endziel hochstens zwei Stunden nach der planmaifligen Ankunftszeit zu erreichen.

(3) Ein ausfithrendes Luftfahrtunternehmen ist nicht verpflichtet, Ausgleichszahlungen gemaf3
Artikel 7 zu leisten, wenn es nachweisen kann, dass die Annullierung auf auflergewohnliche
Umsténde zuriickgeht, die sich auch dann nicht hétten vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren
Mafinahmen ergriffen worden wéren.
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Art. 7 Abs. 1 der Verordnung Nr. 261/2004 bestimm(t:

»Wird auf diesen Artikel Bezug genommen, so erhalten die Fluggiste Ausgleichszahlungen in
folgender Hohe:

a) 250 EUR bei allen Fliigen tiber eine Entfernung von 1 500 km oder weniger,

b) 400 EUR bei allen innergemeinschaftlichen Fliigen iiber eine Entfernung von mehr als 1 500
km und bei allen anderen Fliigen iiber eine Entfernung zwischen 1 500 km und 3 500 km,

c) 600 EUR bei allen nicht unter Buchstabe a) oder b) fallenden Fliigen.

“«

Ausgangsrechtsstreit und Vorlagefrage

Am 4. Juli 2021 kam es bei einem von TAS ausgefiithrten Flug vom Flughafen Koéln-Bonn
(Deutschland) zum Flughafen Kos (Griechenland) (im Folgenden: in Rede stehender Flug) bei
der Ankunft zu einer Verspédtung von drei Stunden und 49 Minuten.

Diese Verspatung war erstens darauf zuriickzufiihren, dass schon der Vorflug eine Verspatung
von einer Stunde und 17 Minuten hatte, weil Check-In-Personal fehlte, zweitens, dass die
Gepiackverladung in das Flugzeug dadurch verzogert wurde, dass auch bei dem fiir diese
Dienstleistung verantwortlichen Flughafenbetreiber Personal fehlte, was zu einer weiteren
Verzogerung von zwei Stunden und 13 Minuten fiithrte, und drittens, dass die nach Schliefien der
Tiren eingetretenen Wetterbedingungen den Start noch einmal um 19 Minuten verzdgerten.

In diesem Zusammenhang erhob Flightright, an die eine Reihe von Fluggésten des in Rede
stehenden Fluges ihre Ausgleichsanspriiche abgetreten hatten, beim Amtsgericht Koéln
(Deutschland) Klage auf Verurteilung von TAS, geméf3 der Verordnung Nr. 261/2004 800 Euro
pro Fluggast zuziiglich Zinsen an sie zu zahlen. Flightright machte vor diesem Gericht geltend,
dass die Verspiatung des in Rede stehenden Fluges nicht durch auflergewohnliche Umsténde im
Sinne von Art. 5 Abs. 3 dieser Verordnung gerechtfertigt werden konne.

Das Gericht gab der Klage statt, ohne die letztgenannte Frage zu priifen, da diese Verspatung
jedenfalls von TAS zu vermeiden gewesen sei, wenn sie alle zumutbaren Mafinahmen ergriffen
hitte, um ihr zu begegnen. Da TAS selbst geltend gemacht habe, dass sie erst spit Slots fiir den
Vorflug erhalten habe, sei daraus nédmlich zu folgern, dass sie gewusst habe, dass der in Rede
stehende Flug eine Verspiatung von mindestens drei Stunden haben werde. TAS habe jedoch nicht
nachgewiesen, dass sie dann alle ihr zur Verfiigung stehenden zumutbaren Mafinahmen zur
Verhinderung bzw. Reduzierung dieser Verspatung ergriffen habe.

TAS legte gegen das Urteil beim Landgericht Diisseldorf (Deutschland), dem vorlegenden

Gericht, Berufung ein. Dieses ist der Ansicht, dass das erstinstanzliche Gericht die Frage hitte
priifen miissen, ob der Personalmangel bei dem Betreiber des Flughafens Koln-Bonn, der von
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TAS als Ursache fiir die grofie Verspatung des in Rede stehenden Fluges angefiihrt worden sei,
einen ,auflergewShnlichen Umstand” im Sinne von Art. 5 Abs. 3 der Verordnung Nr. 261/2004
darstelle.

Bei Bejahung dieser Frage sollte TAS Flightright ndmlich keinen Ausgleich leisten miissen, da der
ihr zurechenbare Teil der Verspatung des in Rede stehenden Fluges drei Stunden nicht erreiche.
Waire hingegen davon auszugehen, dass die Gepickverladung unabhéngig davon, ob sie vom
Flughafenbetreiber =~ durchgefithrt ~ werde, Teil der normalen  Titigkeit eines
Luftfahrtunternehmens im Sinne der Rechtsprechung des Gerichtshofs sei, konnte ein
Personalmangel bei dem Flughafenbetreiber nicht als ,auflergewohnlicher Umstand” qualifiziert
werden. In diesem Fall wire die Verurteilung von TAS zu bestitigen, da allein die wetterbedingte
Verzogerung nach SchliefSen der Tiiren um 19 Minuten beriicksichtigt werden konnte und eine
TAS zurechenbare Verspatung von mehr als drei Stunden verbliebe.

Einerseits konnte der Gepiackverladedienst nach Auffassung des vorlegenden Gerichts der
normalen Ausiibung der Téatigkeit eines Luftfahrtunternehmens im Sinne der Rechtsprechung
des Gerichtshofs zuzuordnen sein, weil er unmittelbar der Erfiillung der den Fluggédsten von dem
betreffenden Luftfahrtunternehmen geschuldeten Beforderungsleistung diene, unabhingig
davon, ob die Erbringung dieser Dienstleistung dem Flughafenbetreiber obliege. Andererseits
konnte sich gerade aus dem Umstand, dass diese Dienstleistung vom Flughafenbetreiber und
nicht vom Luftfahrtunternehmen selbst oder von einem von ihm bestimmten Dienstleister
erbracht werde, ergeben, dass der Mangel an Verladepersonal als fiir das Luftfahrtunternehmen
unbeherrschbare ,externe Ursache” anzusehen wire, die auf dessen normale Tatigkeit eingewirkt
habe, was die Befreiung von seiner Ausgleichspflicht rechtfertigen wiirde. In Deutschland werde
diese Dienstleistung ndamlich grundsitzlich von einem Flughafenunternehmen erbracht, auch
wenn die Nutzer eines Flughafens nach der deutschen Regelung die Bodenabfertigungsdienste
entweder selbst durchfiihren oder von einem Dienstleister ihrer Wahl durchfithren lassen
konnten.

Unter diesen Umstidnden hat das Landgericht Koln beschlossen, das Verfahren auszusetzen und
dem Gerichtshof folgende Frage zur Vorabentscheidung vorzulegen:

Ist Art. 5 Abs. 3 der Verordnung Nr. 261/2004 dahin auszulegen, dass es sich bei einem Mangel an
Personal bei dem Flughafenbetreiber oder einem von dem Flughafenbetreiber beauftragten
Unternehmen fiir die von diesem zu erbringende Gepackverladung um einen aufSergewohnlichen
Umstand im Sinne dieser Vorschrift handelt, der von aufien unbeherrschbar auf die normale
Tatigkeit des diesen Dienst des Flughafenbetreibers/des von diesem beauftragten Unternehmens
nutzenden Luftfahrtunternehmens einwirkt, oder ist die Gepéckverladung durch den
Flughafenbetreiber/ein von diesem beauftragtes Unternehmen und ein bei diesem bestehender
Mangel an Verladepersonal der normalen Ausiibung der Tatigkeit dieses Luftfahrtunternehmens
zuzurechnen, so dass eine Exkulpation nach Art. 5 Abs. 3 der Verordnung Nr. 261/2004 nur dann
in Betracht kommt, wenn der Grund fiir den Personalmangel einen auflergewohnlichen Umstand
im Sinne dieser Vorschrift darstellt?
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Zur Zulissigkeit des Vorabentscheidungsersuchens

Flightright hilt das Vorabentscheidungsersuchen fiir unzulissig, da es eine fiir die Beantwortung
der Vorlagefrage erforderliche Angabe nicht enthalte, ndmlich, ob TAS aufgrund ihrer
vertraglichen Beziehung Kontrolle tiber den fiir die Gepéckverladung in die Flugzeuge
verantwortlichen Betreiber des Flughafens Koln-Bonn ausiibe.

Insoweit ist darauf hinzuweisen, dass es nach stindiger Rechtsprechung des Gerichtshofs allein
Sache des nationalen Gerichts ist, das mit dem Rechtsstreit befasst ist und in dessen
Verantwortungsbereich die zu erlassende Entscheidung fillt, anhand der Besonderheiten der
Rechtssache sowohl die Erforderlichkeit einer Vorabentscheidung fiir den Erlass seines Urteils
als auch die Erheblichkeit der Fragen zu beurteilen, die es dem Gerichtshof vorlegt, wobei fiir die
Fragen eine Vermutung der Entscheidungserheblichkeit gilt. Der Gerichtshof ist folglich
grundsitzlich gehalten, tiber die ihm vorgelegte Frage zu befinden, wenn sie die Auslegung oder
die Giiltigkeit einer Vorschrift des Unionsrechts betrifft, es sei denn, dass die erbetene Auslegung
offensichtlich in keinem Zusammenhang mit den Gegebenheiten oder dem Gegenstand des
Ausgangsrechtsstreits steht, dass das Problem hypothetischer Natur ist oder dass der Gerichtshof
nicht tber die tatsichlichen und rechtlichen Angaben verfiigt, die fiir eine zweckdienliche
Beantwortung der Frage erforderlich sind (Urteil vom 22. Februar 2024, Unedic, C-125/23,
EU:C:2024:163, Rn. 35).

Im vorliegenden Fall gibt das vorlegende Gericht in seinem Vorabentscheidungsersuchen zwar
nicht an, ob TAS eine tatsichliche Kontrolle iiber den Betreiber des Flughafens Kéln-Bonn
ausiibt oder nicht, dies hindert den Gerichtshof jedoch nicht daran, die Vorlagefrage unter
Beriicksichtigung dieser beiden Mdglichkeiten sachdienlich zu beantworten.

Folglich ist das Vorabentscheidungsersuchen zuléssig.

Zur Vorlagefrage

Mit seiner Frage mochte das vorlegende Gericht im Wesentlichen wissen, ob Art. 5 Abs. 3 der
Verordnung Nr. 261/2004 dahin auszulegen ist, dass es sich bei einem Mangel an Personal bei
dem fiir die Gepackverladung in die Flugzeuge verantwortlichen Flughafenbetreiber um einen
»auflergewohnlichen Umstand” im Sinne dieser Vorschrift handeln kann.

Hierzu ist zunédchst darauf hinzuweisen, dass die Art. 5 und 7 der Verordnung Nr. 261/2004 im
Licht des Grundsatzes der Gleichbehandlung dahin auszulegen sind, dass die Fluggiste
verspiteter Fliige im Hinblick auf die Anwendung des in Art. 7 Abs. 1 dieser Verordnung
vorgesehenen Ausgleichsanspruchs den Fluggisten annullierter Fliige gleichgestellt werden
konnen und diesen Ausgleichsanspruch geltend machen konnen, wenn sie wegen eines
verspiteten Fluges einen Zeitverlust von drei Stunden oder mehr erleiden, d. h., wenn sie ihr
Endziel nicht frither als drei Stunden nach der von dem Luftfahrtunternehmen urspriinglich
geplanten Ankunftszeit erreichen (Urteil vom 25. Januar 2024, Laudamotion und Ryanair,
C-54/23, EU:C:2024:74, Rn. 19 und die dort angefithrte Rechtsprechung).
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Nach Art. 5 Abs. 1 Buchst. ¢ der Verordnung Nr. 261/2004 haben die von einem bei der Ankunft
am Endziel um drei Stunden oder mehr verspateten Flug betroffenen Fluggiste demzufolge gegen
das ausfithrende Luftfahrtunternehmen einen Anspruch auf Ausgleichsleistungen gemafs Art. 7
Abs. 1 dieser Verordnung, es sei denn, sie wurden zuvor innerhalb der in Art. 5 Abs. 1 Buchst. ¢
Ziff. i bis iii der Verordnung vorgesehenen Fristen {iber die Verspéatung unterrichtet.

Eine solche Verspiatung begriindet jedoch dann keinen Ausgleichsanspruch der Fluggéste, wenn
das ausfilhrende Luftfahrtunternehmen nachweisen kann, dass die grofle Verspatung auf
auflergewOhnliche Umstidnde zuriickgeht, die sich auch dann nicht hétten vermeiden lassen,
wenn alle zumutbaren Mafinahmen im Sinne von Art. 5 Abs. 3 der Verordnung Nr. 261/2004
ergriffen worden wiren (Urteil vom 7. Juli 2022, SATA International — Azores Airlines [Ausfall
des Betankungssystems], C-308/21, EU:C:2022:533, Rn. 19 und die dort angefiihrte
Rechtsprechung).

Nach sténdiger Rechtsprechung des Gerichtshofs werden als ,aufSergewohnliche Umsténde” im
Sinne von Art. 5 Abs. 3 der Verordnung Nr. 261/2004 Vorkommnisse angesehen, die ihrer Natur
oder Ursache nach nicht Teil der normalen Ausiibung der Tétigkeit des betreffenden
Luftfahrtunternehmens sind und von ihm nicht tatsdchlich beherrschbar sind, wobei diese
beiden Bedingungen kumulativ sind und ihr Vorliegen von Fall zu Fall zu beurteilen ist (Urteil
vom 11. Mai 2023, TAP Portugal [Tod des Kopiloten], C-156/22 bis C-158/22, EU:C:2023:393,
Rn. 18 und die dort angefithrte Rechtsprechung).

Im vorliegenden Fall ist die bei der Ankunft des in Rede stehenden Fluges festgestellte Verspéatung
von mehr als drei Stunden zwar auf mehrere Griinde zuriickzufiithren, die Vorlagefrage betrifft
jedoch ausschliefllich die Verspatung, die mit dem Mangel an Personal verbunden ist, das vom
Flughafenbetreiber fiir die Gepackverladung eingesetzt wird.

Als Erstes hat der Gerichtshof zu der Voraussetzung, dass das in Rede stehende Vorkommnis
seiner Natur oder Ursache nach nicht Teil der normalen Ausiibung der Tétigkeit des
betreffenden Luftfahrtunternehmens ist, in Bezug auf das Betanken eines Flugzeugs mit Treibstoff
entschieden, dass dieser Vorgang zwar grundsétzlich zur normalen Ausiibung der Tétigkeit eines
Luftfahrtunternehmens gehort, ein im Rahmen des Betankungsvorgangs aufgetretenes Problem,
das auf einem allgemeinen Ausfall des Treibstoffsystems beruhte, das vom Flughafen verwaltet
wurde, diese Voraussetzung jedoch erfiillte, da ein solches Vorkommnis nicht als untrennbar mit
dem Betrieb des Flugzeugs, das einen verspéteten Flug durchgefithrt hat, verbunden angesehen
werden kann (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 7. Juli 2022, SATA International — Azores Airlines
[Ausfall des Betankungssystems], C-308/21, EU:C:2022:533, Rn. 22 und 23).

Es ist Sache des vorlegenden Gerichts, in Anbetracht der Umstinde des Ausgangsverfahrens zu
beurteilen, ob im vorliegenden Fall die bei der Gepickverladung festgestellten Mingel als
allgemeine Maingel im Sinne der in der vorhergehenden Randnummer angefiihrten
Rechtsprechung anzusehen sind. Wire dies der Fall, konnten solche Miangel daher weder ihrer
Natur noch ihrer Ursache nach ein Vorkommnis darstellen, das Teil der normalen Ausiibung der
Tatigkeit des betreffenden Luftfahrtunternehmens ist.

Als Zweites ist zu der Voraussetzung, dass das in Rede stehende Vorkommnis von dem
betreffenden ausfiihrenden Luftfahrtunternehmen nicht tatsichlich beherrschbar ist, darauf
hinzuweisen, dass Vorkommnisse mit ,interner” Ursache von Vorkommnissen zu unterscheiden
sind, deren Ursache fiir das Luftfahrtunternehmen ,extern” ist. Unter diesen Begriff fallen als
sogenannte ,externe“ Ereignisse, diejenigen Ereignisse, die auf die Titigkeit eines
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Luftfahrtunternehmens und auf duflere Umstinde zuriickzufithren sind, die in der Praxis mehr
oder weniger haufig vorkommen, aber von einem Luftfahrtunternehmen nicht beherrschbar
sind, weil sie auf ein Naturereignis oder die Handlung eines Dritten, etwa eines anderen
Luftfahrtunternehmens oder einer offentlichen oder privaten Stelle, zuriickgehen, die in den
Flug- oder den Flughafenbetrieb eingreifen. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn das
Treibstoffsystem eines Flughafens, das von dessen Betreiber oder einem Dritten verwaltet wird,
allgemein ausfillt (vgl. in diesem Sinne Urteil vom 7. Juli 2022, SATA International — Azores
Airlines [Ausfall des Betankungssystems], C-308/21, EU:C:2022:533, Rn. 25 und 26).

Im vorliegenden Fall weist das vorlegende Gericht darauf hin, dass die Gepéackverladung in das
Flugzeug von TAS wegen des Mangels an Personal, das vom Betreiber des Flughafens Kéln-Bonn
fiir diesen Vorgang eingesetzt werde, verzogert worden sei.

Es ist Sache dieses Gerichts, angesichts der Umstdnde des Ausgangsverfahrens zu beurteilen, ob
die bei der Gepiackverladung am Flughafen Koln-Bonn festgestellten Médngel von TAS nicht
beherrschbar waren. Dies wire insbesondere dann nicht der Fall, wenn TAS befugt wire, eine
tatsdchliche Kontrolle iiber den Betreiber dieses Flughafens auszuiiben.

Sollte das vorlegende Gericht der Auffassung sein, dass die grofle Verspitung des in Rede
stehenden Fluges tatsachlich auf auflergewohnliche Umstédnde im Sinne von Art. 5 Abs. 3 der
Verordnung Nr. 261/2004 zuriickzufiihren war, wird es ferner zu beurteilen haben, ob das
Luftfahrtunternehmen angesichts saimtlicher Umstdnde des Ausgangsrechtsstreits sowie der von
dem betreffenden Luftfahrtunternehmen vorgelegten Nachweise, nachgewiesen hat, dass sich
diese Umstdnde auch dann nicht hitten vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren MafSnahmen
ergriffen worden wiren und dass es gegen dessen Folgen die der Situation angemessenen
Vorbeugungsmafinahmen — ohne angesichts der Kapazititen seines Unternehmens zum
maflgeblichen Zeitpunkt nicht tragbare Opfer — ergriffen hat (vgl. in diesem Sinne Urteil vom
7. Juli 2022, SATA International — Azores Airlines [Ausfall des Betankungssystems], C-308/21,
EU:C:2022:533, Rn. 27).

Insoweit wiére z. B. dann davon auszugehen, dass das Luftfahrtunternehmen in der Lage gewesen
wire, die bei der Gepiackverladung festgestellte Verspatung zu verhindern, wenn es ihm moglich
gewesen wire, fiir diesen Vorgang zu dem Zeitpunkt, zu dem es wusste oder hitte wissen
miissen, dass der Flughafenbetreiber nicht tiber ausreichende Kapazititen verfiigte, um diese
Dienstleistungen unverziiglich zu erbringen, die Dienste eines anderen Dienstleisters in
Anspruch zu nehmen, der iiber diese Kapazititen verfiigte.

Nach alledem ist auf die Vorlagefrage zu antworten, dass Art. 5 Abs. 3 der Verordnung
Nr. 261/2004 dahin auszulegen ist, dass es sich bei einem Mangel an Personal bei dem fiir die
Gepickverladung in die Flugzeuge verantwortlichen Flughafenbetreiber um einen
sauflergewohnlichen Umstand® im Sinne dieser Vorschrift handeln kann. Das
Luftfahrtunternehmen, dessen Flug aufgrund eines solchen auflergewohnlichen Umstands eine
grofle Verspiatung hatte, muss jedoch zur Befreiung von seiner Verpflichtung zu
Ausgleichszahlungen an die Fluggiste gemafS Art. 7 der Verordnung Nr. 261/2004 nachweisen,
dass sich dieser Umstand auch dann nicht hitte vermeiden lassen, wenn alle zumutbaren
Mafinahmen ergriffen worden wiren und dass es gegen dessen Folgen die der Situation
angemessenen VorbeugungsmafSnahmen ergriffen hat.
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Kosten

Fiir die Beteiligten des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren Teil des beim vorlegenden Gericht
anhdngigen Verfahrens; die Kostenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. Die Auslagen
anderer Beteiligter fiir die Abgabe von Erklirungen vor dem Gerichtshof sind nicht
erstattungsfahig.

Aus diesen Griinden hat der Gerichtshof (Neunte Kammer) fiir Recht erkannt:

Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EG) Nr. 261/2004 des Europiischen Parlaments und des Rates
vom 11. Februar 2004 iiber eine gemeinsame Regelung fiir Ausgleichs- und
Unterstiitzungsleistungen fiir Fluggidste im Fall der Nichtbeférderung wund bei

Annullierung oder grofler Verspitung von Fliigen und zur Aufhebung der Verordnung
(EWQG) Nr. 295/91

ist dahin auszulegen, dass

es sich bei einem Mangel an Personal bei dem fiir die Gepickverladung in die Flugzeuge
verantwortlichen Flughafenbetreiber um einen ,auflergewohnlichen Umstand“ im Sinne
dieser Vorschrift handeln kann. Das Luftfahrtunternehmen, dessen Flug aufgrund eines
solchen auflergewohnlichen Umstands eine grofle Verspiatung hatte, muss jedoch zur
Befreiung von seiner Verpflichtung zu Ausgleichszahlungen an die Fluggiste gemif Art. 7
der Verordnung nachweisen, dass sich dieser Umstand auch dann nicht hitte vermeiden
lassen, wenn alle zumutbaren Mafinahmen ergriffen worden wiren und dass es gegen
dessen Folgen die der Situation angemessenen Vorbeugungsmafinahmen ergriffen hat.

Spineanu-Matei Rodin Rossi

Verkiindet in 6ffentlicher Sitzung in Luxemburg am 16. Mai 2024.

Der Kanzler Die Kammerprésidentin
A. Calot Escobar O. Spineanu-Matei

8 ECLLI:EU:C:2024:408



	Urteil des Gerichtshofs (Neunte Kammer) 16. Mai 2024 
	Urteil 
	Unionsrecht 
	Ausgangsrechtsstreit und Vorlagefrage 
	Zur Zulässigkeit des Vorabentscheidungsersuchens 
	Zur Vorlagefrage 
	Kosten 


